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hingenommen werden, soweit eine 
solche, unterschiedslos für inländische 
und eingeführte Erzeugnisse geltende 
Regelung notwendig ist, um zwingen­
den Erfordernissen, unter anderem 
dem Erfordernis des Verbraucher­
schutzes und dem der Lauterkeit des 
Handelsverkehrs, gerecht zu werden. 

3. Einem Mitgliedstaat ist es nach den 
Artikeln 30 und 34 EWG-Vertrag 
nicht verwehrt, auf aus einem anderen 
Mitgliedstaat stammende oder für 

einen anderen Mitgliedstaat be­
stimmte Erzeugnisse nationale 
Rechtsvorschriften anzuwenden, nach 
denen es untersagt ist, den Käufern 
eines Nachschlagewerks zum Zwecke 
der Absatzförderung Zugaben in 
Form von Büchern anzubieten oder. 
zu gewähren, und nach denen eine 
Ausnahme von diesem Verbot voraus­
setzt, daß zwischen der Zugabe und 
dem Erzeugnis, das dem Zugabeange­
bot zugrunde liegt, ein Verwendungs­
zusammenhang besteht. 

In der Rechtssache 286/81 

betreffend ein dem Gerichtshof nach Artikel 177 EWG-Ver t rag vom Ge­

rechtshof Amsterdam, Kammer für Wirtschaftssachen, in dem vor diesem an­

hängigen Strafverfahren gegen 

OOSTHOEK'S UITGEVERSMAATSCHAPPIJ BV 

vorgelegtes Ersuchen um Vorabentscheidung über die Auslegung der Artikel 

30, 34 und 36 EWG-Ver t rag im Hinblick auf die niederländischen Rechts­

vorschriften über die Beschränkungen, denen das Anbieten von Zugaben zur 

Absatzförderung unterliegt, 

erläßt 

D E R G E R I C H T S H O F 

unter Mitwirkung des Präsidenten J. Mertens de Wilmars, der Kammerpräsi­

denten P. Pescatore, A. O'Keeffe und U. Everling, der Richter Mackenzie 

Stuart, G. Bosco, T . Koopmans, O. Due und K. Bahlmann, 

Generalanwalt: P . VerLoren van Themaat 

Kanzler: P. Heim 

folgendes 
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URTEIL 

Tatbestand 

Der Sachverhalt, der Verfahrensablauf 
und die gemäß Artikel 20 des Protokolls 
über die Satzung des Gerichtshofes der 
EWG eingereichten Erklärungen lassen 
sich wie folgt zusammenfassen: 

I — Sachverha l t und V e r f a h r e n 

1. Nach Artikel 2 der niederländischen 
Wet Beperking Cadeaustelsel 1977 (Ge­
setz über die Beschränkung des Zugabe­
wesens von 1977 — Staatsblad 1977, Nr. 
659) ist es verboten, Waren als Zugaben 
im Rahmen der Ausübung einer gewerb­
lichen Tätigkeit anzubieten. Von diesem 
Verbot bestehen gewisse Ausnahmen; 
unter anderem ist es nach Artikel 4 Ab­
satz 3 des Gesetzes zulässig, Waren als 
Zugabe anzubieten, deren Verbrauch 
oder Gebrauch in einem Zusammenhang 
mit dem verkauften Erzeugnis steht und 
die eine deutlich sichtbare und dauer­
hafte Reklameaufschrift tragen. Der 
Wert dieser Waren darf jedoch 4 % des 
Verkaufspreises der Ware oder der 
Waren nicht übersteigen, zu denen sie 
als Zugabe gewährt werden. 

2. Die Firma Oosthoek's Uitgevers­
maatschappij (ini folgenden „Oosthoek") 
vertreibt Nachschlagewerke in niederlän­
discher Sprache im gesamten niederlän­
dischen Sprachgebiet, zu dem die 
Niederlande, der niederländischsprachige 
Teil Belgiens und ein kleiner Teil des 
Nordwestens Frankreichs gehören. Von 
diesen Nachschlagewerken werden „De 
Grote Oosthoek" und „De Grote 
Summa" in den Niederlanden zusam­
mengestellt und hergestellt, während 

„De Grote Nederlandse Larousse" von 
enem Schwesterunternehmen der Firma 
Oosthoek in Belgien zusammengestellt 
und hergestellt wird. 

Zur Absatzförderung bietet die Firma 
Oosthoek seit 1974 den Subskribenten 
eines Nachschlagewerks in ihrer Zei-
tungs- und Zeitschriftenwerbung sowie 
mittels Prospekten je nach Wert des ge­
kauften Werkes ein Wörterbuch, einen 
Weltatlas oder ein kleines Nachschlage­
werk als Zugabe an. 

3. Die Staatsanwaltschaft hielt das von 
der Firma Oosthoek praktizierte System 
der Absatzförderung für einen Verstoß 
gegen die Bestimmungen der Wet Beper­
king Cadeaustelsel von 1977 und leitete 
gegen die Firma ein Strafverfahren ein. 

Mit Urteil vom 13. November 1980 sah 
der Economische politierechter bei der 
Arrondissementsrechtbank Utrecht das 
vorgeworfene Verhalten als erwiesen an 
und verurteilte die Firma Oosthoek zu 
drei Geldstrafen von je 85 Gulden. 

Der mit der Berufung gegen dieses Urteil 
befaßte Gerechtshof Amsterdam, Kam­
mer für Wirtschaftssachen, wies mit Ur­
teil vom 9. Oktober 1981 die von der 
Firma Oosthoek geltend gemachten, auf 
das innerstaatliche Recht gestützten Be­
rufungsgründe zurück. Da die Firma 
Oosthoek darüber hinaus geltend ge­
macht hatte, die Wet Beperking Cadeau­
stelsel von 1977 sei mit den Artikeln 30, 
34 und 36 EWG-Vertrag unvereinbar, 
hielt es der Gerechtshof für erforderlich, 
den Gerichtshof zu ersuchen, folgende 
Frage im Wege der Vorabentscheidung 
zu beantworten: 
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„Steht es im Einklang mit dem Gemein­
schaftsrecht (insbesondere mit dem 
Grundsatz des freien Warenverkehrs), 
daß ein Verleger, der den Absatz ver­
schiedener, für das gesamte niederländi­
sche Sprachgebiet bestimmter Nachschla­
gewerke, die teils aus den Niederlanden, 
teils aus Belgien stammen, durch das 
Anbieten von Zugaben in Form von 
Büchern zu fördern versucht, diese 
Methode der Absatzförderung, die in 
Belgien zugelassen ist, in den Niederlan­
den aufgrund der Bestimmungen der 
Wet Beperking Cadeaustelsel nur deshalb 
einstellen muß, weil nach der niederlän­
dischen Regelung zwischen der Zugabe 
und dem Erzeugnis, das die Grundlage 
für das Anbieten der Zugabe bildet, ein 
Verwendungszusammenhang bestehen 
muß?" 

4. Der Vorlagebeschluß ist am 3. No­
vember 1981 in das Register der Kanzlei 
des Gerichtshofes eingetragen worden. 

Gemäß Artikel 20 des Protokolls über 
die Satzung des Gerichtshofes der EWG 
haben die Firma Oosthoek, vertreten 
durch Rechtsanwalt Ch. Gielen, Amster­
dam, die Regierung des Königreichs der 
Niederlande, vertreten durch den Secre­
taris-Generaal beim Außenministerium, 
F. Italianer, die Regierung der Bundesre­
publik Deutschland, vertreten durch ih­
ren Bevollmächtigten Martin Seidel, die 
Regierung des Königreichs Belgien, ver­
treten durch den Verwaltungsdirektor im 
Ministerium für Auswärtige Angelegen­
heiten, Außenhandel und Zusammenar­
beit mit den Entwicklungsländern, W. 
Collins, die Regierung des Königreichs 
Dänemark, vertreten durch Laurids Mi­
kaelsen von der .Abteilung Außenwirt­
schaftliche Beziehungen des Außenmini­
steriums, und die Kommission der Euro­
päischen Gemeinschaften, vertreten 
durch das Mitglied ihres Juristischen 
Dienstes Richard Wainwright als Bevoll­

mächtigten im Beistand des Mitglieds ih­
res Juristischen Dienstes Thomas van 
Rijn, schriftliche Erklärungen einge­
reicht. 

Der Gerichtshof hat auf Bericht des Be­
richterstatters nach Anhörung des Gene­
ralanwalts beschlossen, die mündliche 
Verhandlung ohne vorherige Beweisauf­
nahme zu eröffnen. Er hat jedoch die 
Firma Oosthoek ersucht, vor der Sitzung 
schriftlich eine Frage nach dem Umfang 
der Einfuhren des Nachschlagewerks 
„De Grote Nederlandse Larousse" in die 
Niederlande zu beantworten. 

II — Zusammenfassung der beim 
Gerichtshof eingereichten 
schriftlichen Erklärungen 

1. Erklärungen der Firma Oosthoek 

Die Firma Oosthoek hebt zunächst her­
vor, neben dem Handelsstrom der sich 
daraus ergebe, daß die Nachschlage­
werke zum Teil in den Niederlanden 
und zum Teil in Belgien hergestellt wür­
den, gebe es einen nicht unbeträchtlichen 
Grenzhandel in Form von Direktkäufen 
durch in Belgien ansässige Personen in 
den Niederlanden. 

Wie ihre Wettbewerber biete die Firma 
Oosthoek Bücher als Zugabe an, weil ein 
Verleger derartige Zugaben preisgünstig 
herstellen könne und die Käufer an 
einem Buch als Zugabe interessiert seien. 
Die jahrelange praktische Erfahrung 
zeige, daß Bücher ausgezeichnete Mittel 
zur Förderung des Absatzes von Nach­
schlagewerken seien. 

Mit der Wet Beperking Cadeaustelsel 
von 1977 sei das Zugabewesen in den 
Niederlanden strenger geregelt worden. 
Das von der Firma Oosthoek ange­
wandte System der Absatzförderung sei 
im Ausgangsverfahren mit der Begrün­
dung als Verstoß gegen diese strengere 
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Regelung angesehen worden, daß die be­
treffenden Zugaben mit den Nachschla­
gewerken nicht „wesensgleich" seien und 
außerdem keinen „"Verwendungszusam­
menhang" aufwiesen. In dieser Hinsicht 
sei es für erforderlich gehalten worden, 
daß in der großen Mehrzahl der Fälle, in 
denen das allgemeine Nachschlagewerk 
eingesehen werde, auch in dem Zugabe­
werk nachgeschlagen werde; dies sei 
nicht nachgewiesen worden. 

Die Firma Oosthoek habe ihr System der 
Absatzförderung der gegenwärtig gelten­
den, strengeren Zugaberegelung wegen 
der in den Niederlanden geltenden, von 
der Vereinigung zur Förderung der In­
teressen des Buchhandels erlassenen Re­
gelung über den Buchhandel nicht anpas­
sen können; nach dieser Regelung sei 
der Verleger verpflichtet, für jedes seiner 
Bücher einen einheitlichen und verbindli­
chen Endverkaufspreis festzulegen. Nach 
der strengen Regelung der Wet Beper­
king Cadeaustelsel müsse jedoch den 
Käufern die Möglichkeit eingeräumt 
werden, anstelle der Zugabe einen Geld­
betrag zu erhalten (Artikel 3 des Geset­
zes); dies laufe aber auf einen nach der 
vorgenannten Regelung über den Buch­
handel nicht zulässigen Preisnachlaß 
hinaus. 

Wenn die Firma Oosthoek zudem die in 
den Niederlanden geltende strenge Rege­
lung befolge, müsse sie diese auch in Bel­
gien einhalten, da es kostspielig sei, Wer­
bung in unterschiedlicher Form zu be­
treiben. Wenn das Werbematerial im üb­
rigen alle in den niederländischen 
Rechtsvorschriften verlangten Angaben 
enthalten solle, würde die Aktion ge­
schäftlich gesehen weniger interessant. 

Zwar sähen auch die belgischen Rechts­
vorschriften Beschränkungen des Zuga­
bewesens vor, doch falle das von der 
Firma Oosthoek benutzte Mittel der Ab­
satzförderung unter eine dort vorgese­
hene Ausnahme. Der Unterschied zwi­

schen den niederländischen und den bel­
gischen Bestimmungen mache es der 
Firma Oosthoek unmöglich, beim Kauf 
eines Nachschlagewerks ein Buch als Zu­
gabe anzubieten, während dieses Mittel 
der Absatzförderung in Belgien zulässig 
sei. 

Es laufe dem Grundsatz des freien Wa­
renverkehrs zuwider, wenn ein Hersteller 
gezwungen werde, sich in einem Gebiet, 
für das sein Erzeugnis seiner Natur nach 
bestimmt sei, zweier unterschiedlicher 
Systeme der Absatzförderung zu bedie­
nen. Die Ausfuhr könne effizienter und 
kostengünstiger erfolgen, wenn der Ab­
satz mittels einer einheitlichen Werbe­
kampagne gefördert werden könne. Der 
Entwurf und der Druck von zwei Arten 
von Werbematerial bedinge eine umfang­
reiche und kostspieligere Organisation. 
Unter diesen Umständen müsse von einer 
verbotenen Maßnahme mit gleicher Wir­
kung wie mengenmäßige Beschränkun­
gen gesprochen werden. 

Das in der Wet Beperking Cadeaustelsel 
aufgestellte Erfordernis eines Verwen­
dungszusammenhangs sei nicht durch 
Artikel 36 EWG-Vertrag gerechtfertigt, 
da die niederländischen Rechtsvorschrif­
ten und insbesondere dieses Erfordernis 
eine Regelung sozio-ökonomischer Art 
darstellten, die von dieser Vorschrift 
nicht erfaßt werde. Das betreffende Er­
fordernis diene nicht den wohlverstande­
nen Interessen des Verbrauchers und 
werde auch nicht benötigt, um eine Stö­
rung der Wettbewerbsverhältnisse zu 
verhindern. 

Im Ergebnis vertritt die Firma Oosthoek 
die Auffassung, die Handelsschranke, die 
sich daraus ergebe, daß sie beim Absat2. 
von Nachschlagewerken die in den 
niederländischen Rechtsvorschriften vor­
gesehenen Ausnahmen nur deshalb nicht 
in Anspruch nehmen könne, weil die be­
treffenden Zugaben nicht in einem Ver­
wendungszusammenhang mit den Nach-
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schlagewerken stünden, stelle einen Ver­
stoß gegen den wesentlichen Grundsatz 
des freien Warenverkehrs dar und sei 
nicht durch die vernünftigen Erforder­
nisse des Verbraucherschutzes oder der 
Wettbewerbsfreiheit gerechtfertigt. 

2. Erklärungen der niederländischen Re­
gierung 

Die niederländische Regierung führt aus, 
mit der Wet Beperking Cadeaustelsel von 
1977 würden zwei Ziele verfolgt. Zum 
einen solle verhindert werden, daß die 
normalen Wettbewerbsverhältnisse durch 
Unternehmen gestört würden, die zur 
Förderung des Absatzes ihres Warenan­
gebots Waren kostenlos oder zu sehr ge­
ringem Preis anböten; zum anderen 
diene sie dem Verbraucherschutz, zu 
dem unter anderem eine größere Markt­
transparenz beitrage. Gemäß Artikel 3 
der Wet Beperking Cadeaustelsel von 
i 3/7 b~lie das Verbot des Anbietens von 
w ì.oij,.·.;;;;.,'::- n "irht, wenn das betref­
fende Unternehmen dem Verbraucher 
zum Zeitpunkt des Anbietens der Zugabe 
bereits seit mindestens drei Monaten der 
Zugabe gleichende Waren angeboten 
habe, wenn es diese Waren auch wäh­
rend der Zugabeaktion weiter zum Ver­
kauf anbiete, wenn es dem Käufer deut­
lich erkennbar die Möglichkeit einräume, 
anstelle der Ware einen Geldbetrag zu 
erhalten, der mindestens der Hälfte des 
Preises entsprechen müsse, zu dem die 
Zugabe zum Verkauf angeboten werde, 
oder wenn es in allen das Anbieten der 
Zugabe betreffenden Veröffentlichungen 
den Verkaufspreis dieser Ware, die Art 
und Weise ihrer Erlangung im Rahmen 
des Kaufs sowie den vorgenannten Geld­
betrag und die Art und Weise seiner Er­
langung angebe. Artikel 4 des Gesetzes 
enthalte eine Reihe von Ausnahmen von 
diesem Verbot; hierzu gehörten das An­
bieten von Zugaben an Wiederverkäufer, 
das Anbieten von Zugaben zu bestimm­

ten Zeiten entsprechend der allgemeinen 
oder dér örtlichen Übung, das Anbieten 
von kleinen, geringwertigen Gegenstän­
den und die im vorliegenden Fall in Rede 
stehende Ausnahme. In einem vernünfti­
gen Maße entspreche diese letztgenannte 
Ausnahme einem Bedürfnis; die an sie 
geknüpften Voraussetzungen gewährlei­
steten in hinreichender Weise, daß es 
nicht zu Wettbewerbsverzerrungen oder 
Preisverschleierungen komme. 

Die Wet Beperking Cadeaustelsel füge 
sich in den Rahmen eines geordneten 
Funktionierens des Handels und der Ge­
setze ein, mit denen zum Schutz des 
Verbrauchers die Lauterkeit des Wettbe­
werbs sichergestellt werden solle. Auch 
in anderen Mitgliedstaaten bestünden 
Rechtsvorschriften über das Zugabewe­
sen; die Wet Beperking Cadeaustelsel 
stehe völlig im Einklang mit den im All­
gemeininteresse liegenden Vertragszie­
len. 

Zur Frage der Vereinbarkeit mit dem 
Gemeinschaftsrecht vertritt die nieder­
ländische Regierung die Auffassung, Ar­
tikel 34 EWG-Vertrag spiele angesichts 
der Umstände des vorliegenden Falls in­
soweit keine Rolle. 

Das betreffende Gesetz stelle auch keine 
Artikel 30 zuwiderlaufende Maßnahme 
dar. Es gelte für inländische als auch für 
eingeführte Erzeugnisse und unter­
scheide nicht zwischen dem Binnenhan­
del und dem Einfuhr- oder Ausfuhrhan­
del. Wenn die Anwendung des Gesetzes 
dennoch den zwischenstaatlichen Handel 
beeinflussen könne, sei dies ausschließ­
lich auf die Unterschiedlichkeit der in 
den einzelnen Mitgliedstaaten auf diesem 
Gebiet bestehenden Rechtsvorschriften 
zurückzuführen. Das Gesetz beschränke 
weder die Einfuhr noch den Absatz der 
Waren als solche. 

In Ermangelung einer einschlägigen ge­
meinschaftsrechtlichen Regelung sei den 
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Mitgliedstaaten die Befugnis geblieben, 
jeweils für ihr eigenes Staatsgebiet den 
Warenabsatz zu regeln. Nur dann, wenn 
eine solche nationale Regelung Beein­
trächtigungen des innergemeinschaftli­
chen Handels zur Folge haben könne, sei 
zu prüfen, ob diese eine Rechtfertigung 
in den in Artikel 36 EWG-Vertrag ge­
nannten Gründen finden könnten oder 
ob sie durch die zwingenden Gebote der 
Lauterkeit des Handelsverkehrs und des 
Verbraucherschutzes gerechtfertigt seien. 
Eine solche Prüfung, die im vorliegenden 
Fall im übrigen zu dem Ergebnis führen 
müßte, daß die betreffende Regelung ge­
rechtfertigt sei, sei hier nicht erforder­
lich. 

3. Erklärungen der belgischen Regierung 

Die belgische Regierung führt aus, nach 
Artikel 35 der belgischen Loi sur les pra­
tiques du commerce (Gesetz über die 
Praktiken des Handels) vom 14. Juli 
1971 (Moniteur belge vom 30. Juni 
1971) sei es verboten, dem Verbraucher 
im Zusammenhang mit dem Verkauf von 
Waren oder Dienstleistungen andere 
Waren oder Dienstleistungen unentgelt­
lich oder gegen Entgelt anzubieten. Das 
Anbieten einer Ware, deren Erwerb vom 
Erwerb einer anderen Ware (Hauptware) 
abhänge, sei verboten. Von diesem 
Grundsatz gebe es Ausnahmen. Nach Ar­
tikel 37 Nr. 5 des Gesetzes sei es zuläs­
sig, gemeinsam mit dem Erwerb einer 
Hauptware unentgeltlich „Gegenstände" 
anzubieten, „die eine dauerhafte und 
deutlich sichtbare Reklameaufschrift tra­
gen und als solche nicht im Handel er­
hältlich sind, soweit der vom Anbieten­
den für diese Gegenstände gezahlte Ein­
kaufspreis 5 % des Verkaufspreises des 
Haupterzeugnisses oder der Haupt­
dienstleistung, bei deren Erwerb sie ge­
währt werden, nicht überschreitet". _, 

Die Firma Oosthoek dürfe daher in Bel­
gien Atlanten oder Wörterbücher als un­

entgeltliche Zugaben nur dann anbieten, 
wenn diese Gegenstände den genannten 
Voraussetzungen genügten. 

4. Erklärungen der deutschen Regierung 

Nach Ansicht der deutschen Regierung 
fällt ein Verbot der in Rede stehenden 
Art nicht unter Artikel 30 EWG-Vertrag. 
Es sei unterschiedslos auf inländische 
und ausländische Waren ohne Rücksicht 
auf deren Herkunft anwendbar und be­
treffe nur die Art des Absatzes. Der in­
nergemeinschaftliche Handelsverkehr sei 
möglich und stehe nur unter dem Vorbe­
halt, daß es untersagt sei, bei einem ge­
meinsamen Angebot der beiden Waren 
eine Ware als Zugabe zu bezeichnen. 
Eine derartige Regelung bewirke keine 
Beschränkung der Einfuhr, 

Auch wenn man die Anwendbarkeit von 
Artikel 30 EWG-Vertrag auf Methoden 
der Absatzförderung bejahe, rechtfertig­
ten die Regeln der Lauterkeit des Han­
delsverkehrs und des Verbraucherschut­
zes Maßnahmen der in Rede stehenden 
Art nach Artikel 36 EWG-Vertrag. So­
lange das Zugabewesen ebenso wie die 
Rechtsvorschriften gegen den unlauteren 
Wettbewerb nicht harmonisiert und Ge­
genstand einer gemeinschaftsrechtlichen 
Regelung seien, müßten Handelshemm­
nisse, die sich aus den Unterschieden der 
nationalen Regelungen über den Waren­
absatz ergäben, hingenommen werden, 
soweit diese Bestimmungen notwendig 
seien, um zwingenden Erfordernissen des 
Schutzes der öffentlichen Gesundheit, 
der Lauterkeit des Handelsverkehrs und 
des Verbraucherschutzes gerecht zu wer­
den. Das Angebot einer Zugabe lenke 
die Aufmerksamkeit des Kunden ab und 
verfälsche den Leistungswettbewerb, der 
sich auf Qualität und Preiswürdigkeit 
der Ware selbst konzentrieren solle. Die 
Zugaben bewirkten eine Preisverschleie­
rung; es werde der Anschein der Unent­
geltlichkeit erweckt, während tatsächlich 
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der Preis der Zugabe bereits in den Preis 
der Hauptware mit einkalkuliert worden 
sei. Die Bekämpfung des Zugabewesens 
sei damit für die Aufrechterhaltung des 
lauteren Wettbewerbs notwendig. In der 
Mehrzahl der Mitgliedstaaten bestünden 
gesetzliche Vorschriften zur Bekämpfung 
des Zugabewesens. Für die Bundesrepu­
blik Deutschland sei dieser Bereich durch 
die Zugabeverordnung vom 9. März 
1932 (RGBl. I, S. 469) geregelt. Es bleibe 
Aufgabe einer späteren Rechtsanglei­
chung, die in diesem Bereich bestehen­
den Unterschiede zu beseitigen. 

Die deutsche Regierung vertritt daher 
die Auffassung, daß das Verbot der im 
Vorlagebeschluß beschriebenen Absatz­
methode mit dem Gemeinschaftsrecht 
und insbesondere mit den Grundsätzen 
des freien Warenverkehrs in Einklang 
stehe. 

5. Erklärungen der dänischen Regierung 

Die dänische Regierung führt aus, nach 
Artikel 6 Absatz 1 des dänischen Geset­
zes Nr. 297 vom 14. Juni 1974 über den 
Absatz von Waren und Dienstleistungen 
sei es verboten, dem Verbraucher im Zu­
sammenhang mit dem Kauf von Waren 
oder Dienstleistungen Zugaben anzubie­
ten. Dieses Verbot bestehe im dänischen 
Recht seit 1912. Mit ihm würden zwei 
Zwecke verfolgt, nämlich der Schutz der 
Verbraucher und der Schutz konkurrie­
render Wirtschaftsteilnehmer. Im allge­
meinen sei die Zugabe so gestaltet, daß 
beim Verbraucher der Eindruck der Un­
entgeltlichkeit hervorgerufen werde, 
während die Zugabe in Wahrheit in die 
Kalkulation des Preises der Hauptlei­
stung einbezogen sei. Die Gewährung 
einer Zugabe bewirke also eine Irrefüh­
rung des Verbrauchers und nehme ihm 
die Möglichkeit des Preisvergleichs. 

Derartige Vorschriften stünden im Ein­
klang mit dem Gemeinschaftsrecht, wenn 

das Verbot allgemeiner Natur sei und 
sich allein gegen diese Form des Absat­
zes richte. Die allgemeine Anwendung 
nationaler Absatzregeln, die unter­
schiedslos auf eingeführte und inländi­
sche Erzeugnisse angewandt würden und 
keine spezifische Bedeutung für den in-
riergemeinschaftlichen Handel hätten, 
verstoße nicht gegen Artikel 30 EWG-
Vertrag. Zwar bewirkten Vorschriften 
der im vorliegenden Fall in Rede stehen­
den Art Beschränkungen im Hinblick auf 
die Absatzbedingungen, doch hätten sie 
keine besondere Auswirkung auf den in­
nergemeinschaftlichen Handel. 

Daher brauche sich der Gerichtshof nicht 
zu der Frage zu äußern, ob ein solches 
Verbot durch einen der Gründe gerecht­
fertigt sei, auf die sich eine Ausnahme 
vom allgemeinen Verbot des Artikels 30 
EWG-Vertrag stützen lasse. Im übrigen 
sei das Verbot des Zugabewesens nötig, 
um die Verbraucher zu schützen und die 
Lauterkeit des Wettbewerbs sicherzustel­
len. 

Die dänische Regierung schlägt vor, die 
Vorlagefrage in dem Sinne zu beantwor­
ten, daß die Anwendung nationaler 
Rechtsvorschriften, mit denen der Ver­
kauf unter Gewährung von Zugaben ein­
geschränkt werden solle, auch dann nicht 
den Grundsätzen des Gemeinschafts­
rechts über den freien Warenverkehr zu­
widerlaufe, wenn der Verkauf unter Ge­
währung von Zugaben in einem anderen 
Mitgliedstaat zulässig sei. 

6. Erklärungen der Kommission 

Die Kommission gibt zunächst eine 
Übersicht über die in den Mitgliedstaa­
ten geltenden Rechtsvorschriften über 
das Zugabewesen; mit Ausnahme des 
Vereinigten Königreichs, Irlands und 
Griechenlands bestünden in den Mit­
gliedstaaten äußerst komplizierte, ver­
schiedenartige und umstrittene Regelun-
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gen über das Anbieten von Zugaben für 
den Verbraucher. Eine gemeinschafts­
rechtliche Regelung dieses Bereichs 
fehle. 

Artikel 34 EWG-Vertrag sei auf die be­
treffenden Rechtsvorschriften nicht an­
wendbar, weil sie nicht bezweckten oder 
bewirkten, spezifische Beschränkungen 
der Ausfuhrströme und damit unter­
schiedliche Bedingungen für den Binnen­
handel innerhalb eines Mitgliedstaats 
und seinen Außenhandel zu schaffen. 

Zu Artikel 30 EWG-Vertrag vertritt die 
Kommission die Auffassung, der inner­
gemeinschaftliche Handel mit der 
Hauptware, nämlich dem Nachschlage­
werk, werde in der Tat mittelbar beein­
trächtigt, da sich sehr restriktive Bestim­
mungen auf dem Gebiet des Zugabewe­
sens auf den Absatz der Ware auswirken 
könnten. Zudem müsse die Firma Oost­
hoek für die nach Belgien eingeführte 
Ware andere Verkaufsförderungsmaß­
nahmen treffen, was die Kosten erhöhe. 

Die Anwendung von Artikel 36 EWG-
Vertrag scheide im vorliegenden Fall aus, 
da dieser Artikel wirtschaftsordnende 
Maßnahmen nicht erfasse. Die im Urteil 
vom 20. Februar 1979 in der Rechtssache 
120/78 („Cassis de Dijon", Sig. 1979, 
649) genannte Ausnahme sei bisher nur 
in Rechtssachen angewandt worden, in 
denen es um unmittelbare Beschränkun­
gen des Absatzes der betreffenden Ware 
gegangen sei, während man es im vorlie­
genden Fall nicht mit einer unmittelbaren 
Beschränkung zu tun habe. Es bestehe 
jedoch kein Grund, diese Ausnahme 
nicht auf Maßnahmen auszudehnen, die 
den Absatz mittelbar beträfen. All diese 
Maßnahmen seien wirtschaftsordnende 
Maßnahmen, die vor allem qualitativen 
Charakter hätten und sowohl allgemeine 
Belange als auch die Belange einzelner, 
insbesondere diejenigen der Verbraucher 
und der Händler, schützten. Sie seien zu 
unterscheiden von wirtschaftspolitischen 

Maßnahmen, mit denen wirtschaftliche 
Ziele verfolgt würden. Die im Urteil in 
der Rechtssache „Cassis de Dijon" auf­
gestellte Ausnahme vom Verbot der 
Maßnahmen gleicher Wirkung müßte so­
mit für alle nationalen wirtschaftlichen 
Maßnahmen gelten, die den Absatz, die 
Herstellung oder den Verbrauch einer 
Ware regelten. 

Die Ziele der betreffenden niederländi­
schen Regelung rechtfertigten die frag­
liche Maßnahme vollauf. Diese Ziele 
würden mit sachgerechten Mitteln ver­
folgt, die den innergemeinschaftlichen 
Handel nicht unnötig behinderten; die 
Regelung stehe auch nicht außer Ver­
hältnis zu ihrem Zweck. 

Die Kommission schlägt daher vor, auf 
die Vorlagefrage zu antworten, daß die 
Artikel 30 bis 36 EWG-Vertrag dahin 
auszulegen seien, daß eine Maßnahme 
eines Mitgliedstaats, die das Anbieten 
einer Zugabe als Mittel der Absatzförde­
rung von der Voraussetzung abhängig 
mache, daß die Zugabe und die Ware, 
mit der sie angeboten werde, einen Ver­
wendungszusammenhang aufwiesen, 
nicht unter das Verbot von Maßnahmen 
gleicher Wirkung falle. 

III — M ü n d l i c h e V e r h a n d l u n g 

In der Sitzung vom 22. Juni 1982 haben 
die Klägerin im Ausgangsverfahren, ver­
treten durch Rechtsanwälte Ch. Gielen 
und A. F. de Savornin Lohmann, die 
niederländische Regierung, vertreten 
durch J. W. de Zwaan und L. Bayens, die 
deutsche Regierung, vertreten durch M. 
Seidel, und die Kommission, vertreten 
durch Th. Van Rijn, mündliche Ausfüh­
rungen gemacht. 

Der Generalanwalt hat seine Schlußan­
träge in der Sitzung vom 22. September 
1982 vorgetragen. 
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Da die Zahl der an der Rechtssache be­
teiligten Richter nicht mehr dem in Arti­
kel 15 der Satzung des Gerichtshofes der 
EWG für eine rechtswirksame Entschei­
dung aufgestellten Erfordernis entsprach, 
ist die mündliche Verhandlung mit Be­
schluß vom 16. November 1982 wieder­

eröffnet worden. In der Sitzung vom 
9. Dezember 1982 hatten die Parteien 
Gelegenheit zu weiteren mündlichen 
Ausführungen. Der Generalanwalt hat 
seine ergänzenden Schlußanträge in 
der Sitzung vom selben Tag vorge­
tragen. 

Entscheidungsgründe 

1 Der Gerechtshof Amsterdam hat mit Urteil vom 9. Oktober 1981, beim Ge­
richtshof eingegangen am 3. November 1981, gemäß Artikel 177 EWG-Ver­
trag eine Frage nach der Auslegung der Artikel 30 und 34 EWG-Vertrag zur 
Vorabentscheidung vorgelegt, um die Vereinbarkeit der niederländischen 
Rechtsvorschriften zur Beschränkung der Freiheit, im Rahmen der Ausübung 
einer gewerblichen Tätigkeit Zugaben anzubieten und zu gewähren, mit dem 
Gemeinschaftsrecht beurteilen zu können. 

2 Diese Frage stellt sich in einem Verfahren, in dem über die Berufung der 
niederländischen Firma Oosthoek's Uitgeversmaatschappij BV (nachstehend: 
Oosthoek) gegen ein Urteil der Arrondissementsrechtbank Utrecht zu ent­
scheiden ist, mit dem Oosthoek wegen eines Verstoßes gegen die Wet Beper­
king Cadeaustelsel 1977 (Gesetz über die Beschränkung des Zugabewesens) 
zu drei Geldstrafen von je 85 Gulden verurteilt worden war. 

3 Nach Artikel 2 Absatz 1 dieses Gesetzes ist es verboten, im Rahmen der 
Ausübung einer gewerblichen Tätigkeit Zugaben anzubieten oder zu gewäh­
ren. Von diesem Verbot bestehen jedoch mehrere Ausnahmen und Befreiun­
gen; so ist es nach Artikel 4 Absatz 3 erlaubt, eine Ware als Zugabe anzubie­
ten oder zu gewähren, wenn diese gewöhnlich bei der Benutzung oder beim 
Verbrauch aller Erzeugnisse, für deren Kauf sie als Zugabe angeboten oder 
gewährt wird, benutzt oder verbraucht wird — ein Merkmal, das gewöhnlich 
mit dem Begriff des Verwendungszusammenhangs (consumptieverwantschap) 
bezeichnet wird —, wenn die Ware mit einer dauerhaften und bei gewöhnli­
chem Verbrauch sichtbaren Aufschrift versehen ist, die ihr deutlich erkennbar 
Werbecharakter verleiht, und wenn ihr Wert 4 °/o des Verkaufspreises aller 
Waren nicht übersteigt, für deren Kauf sie als Zugabe angeboten oder ge­
währt wird. 
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4 Die Firma Oosthoek vertreibt in den Niederlanden, in Belgien und in einem 
kleinen Teil von Nordfrankreich verschiedene Nachschlagewerke in nieder­
ländischer Sprache, von denen einige in den Niederlanden von der Firma 
Oosthoek, andere in Belgien von einem Schwesterunternehmen zusammen­
gestellt und hergestellt werden. Seit 1974 bot die Firma Oosthoek in ihrer 
Zeitungs- und Zeitschriftenwerbung sowie mittels Prospekten allen Subskri­
benten eines Nachschlagewerks ein Wörterbuch, einen Weltatlas oder ein 
kleines Nachschlagewerk als Zugabe an. Nach Inkrafttreten der Wet Beper­
king Cadeaustelsel 1977 wurde gegen die Firma Oosthoek in den Niederlan­
den wegen dieser Praktik ein Strafverfahren wegen Verstoßes gegen die Be­
stimmungen dieses Gesetzes eingeleitet. 

5 Der Firma Oosthoek zufolge ist diese Praktik mit den einschlägigen belgi­
schen Rechtsvorschriften vereinbar, die zwar auch ein Verbot des Anbietens 
von Zugaben zur Absatzförderung enthielten, von dem es eine ähnliche Aus­
nahme wie die in Artikel 4 Absatz 3 der Wet Beperking Cadeaustelsel 1977 
gebe, die jedoch die Anwendung dieser Ausnahmevorschrift nicht vom 
Merkmal des Verwendungszusammenhangs abhängig mache. 

6 Der Gerechtshof Amsterdam ist — ebenso wie die Arrondissementsrechtbank 
Utrecht in dem Urteil, gegen das die dem Ausgangsverfahren zugrunde lie­
gende Berufung eingelegt worden ist — der Auffassung, daß zwischen den 
verkauften Nachschlagewerken und den als Zugabe angebotenen Büchern 
ein Verwendungszusammenhang im Sinne von Artikel 4 Absatz 3 der Wet 
Beperking Cadeaustelsel nicht bestehe und daß das von der Firma Oosthoek 
angewandte System der Absatzförderung somit einen Verstoß gegen dieses 
Gesetz darstelle. Da die Firma Oosthoek jedoch eingewandt hat, die Wet 
Beperking Cadeaustelsel 1977 sei mit den Artikeln 30 und 34 EWG-Vertrag 
unvereinbar, hat es der Gerechtshof Amsterdam für notwendig gehalten, dem 
Gerichtshof folgende Frage zur Vorabentscheidung vorzulegen: 

„Steht es im Einklang mit dem Gemeinschaftsrecht (insbesondere mit dem 
Grundsatz des freien Warenverkehrs), daß ein Verleger, der den Absatz ver­
schiedener, für das gesamte niederländische Sprachgebiet bestimmter Nach­
schlagewerke, die teils aus den Niederlanden, teils aus Belgien stammen, 
durch das Anbieten von Zugaben in Form von Büchern zu fördern versucht, 
diese Methode der Absatzförderung, die in Belgien zugelassen ist, in den 
Niederlanden aufgrund der Bestimmungen der Wet Beperking Cadeaustelsel 
nur deshalb einstellen muß, weil nach der niederländischen Regelung zwi­
schen der Zugabe und dem Erzeugnis, das die Grundlage für das Anbieten 
der Zugabe bildet, ein Verwendungszusammenhang bestehen muß?" 
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7 Diese Frage des Gerechtshof Amsterdam geht im wesentlichen dahin, ob es 
einem Mitgliedstaat nach den Artikeln 30 und 34 ÉWG-Vertrag untersagt 
ist, auf aus einem anderen Mitgliedstaat stammende oder für einen anderen 
Mitgliedstaat bestimmte Erzeugnisse nationale Rechtsvorschriften anzuwen­
den, nach denen es verboten ist, den Käufern eines Nachschlagewerks zur 
Absatzförderung Zugaben in Form von Büchern anzubieten oder zu gewäh­
ren, und nach der eine Ausnahme von diesem Verbot das Bestehen eines 
Verwendungszusammenhangs zwischen der Zugabe und dem verkauften Er­
zeugnis voraussetzt. 

8 In ihren Erklärungen führen die niederländische, die deutsche und die däni­
sche Regierung vorab aus, eine nationale Regelung der im vorliegenden Fall 
gegebenen Art habe keine besondere Auswirkung auf den innergemeinschaft­
lichen Handel und falle nicht in den Anwendungsbereich der Artikel 30 und 
34 EWG-Vertrag. : 

9 Hierzu ist festzustellen, daß die Anwendung der niederländischen Rechtsvor­
schriften auf den Verkauf von in den Niederlanden hergestellten Nachschla­
gewerken in den Niederlanden in der Tat nicht in einem Zusammenhang mit 
der Wareneinfuhr oder -ausfuhr steht und daher nicht von den Artikeln 30 
und 34 erfaßt wird. Beim Verkauf von' in Belgien hergestellten Nachschlage­
werken in den Niederlanden und von in den Niederlanden hergestellten 
Nachschlagewerken in anderen Mitgliedstaaten handelt es sich jedoch um 
Vorgänge des innergemeinschaftlichen Handels. Insoweit ist mit Rücksicht 
auf die von dem innerstaatlichen Gericht gestellte Frage zu prüfen, ob Be­
stimmungen von der Art der niederländischen Rechtsvorschriften sowohl mit 
Artikel 30 als auch mit Artikel 34 EWG-Vertrag vereinbar sind. 

io Die Firma Oosthoek führt aus, die niederländischen Rechtsvorschriften 
zwängen sie, sich in den einzelnen Mitgliedstaaten, die einen einheitlichen 
Markt darstellten, unterschiedlicher Systeme der Absatzförderung zu bedie­
nen und verursachten ihr zusätzliche Kosten und andere Nachteile; auf diese 
Weise erschwerten sie die Einfuhr und Ausfuhr der betreffenden Nachschla­
gewerke. Das Erfordernis eines Verwendungszusammenhangs sei weder 
durch den Verbraucherschutz noch durch den Schutz des Wettbewerbs ge­
rechtfertigt. 
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n Nach Auffassung der Kommission läßt sich zwar nicht ausschließen, daß 
eine solche Maßnahme die Einfuhr von Nachschlagewerken mittelbar beein­
trächtigen könne; sie laufe jedoch Artikel 30 nicht zuwider, da sie aus Grün­
den des Verbraucherschutzes und der Wirtschaftsordnung gerechtfertigt sei. 

12 Zur Beantwortung des Vorlageersuchens sind die Frage bezüglich der Aus­
fuhr und die Frage bezüglich der Einfuhr getrennt zu prüfen. 

i3 Was die Ausfuhr angeht, erfaßt Artikel 34 die einzelstaatlichen Maßnahmen, 
die eine besondere Beschränkung der Ausfuhrströme und damit eine Un­
gleichbehandlung des Binnenhandels eines Mitgliedstaats und seines Ausfuhr­
handels bezwecken oder bewirken, um der einheimischen Erzeugung oder 
dem Binnenhandel des betreffenden Mitgliedstaats einen besonderen Vorteil 
zu verschaffen. Dies ist, was den Verkauf von in den Niederlanden herge­
stellten Enzyklopädien in anderen Mitgliedstaaten der Gemeinschaft angeht, 
bei einer Regelung wie der vorliegenden offenkundig nicht der Fall. Diese 
Regelung beschränkt sich darauf, die Bedingungen für den Handel innerhalb 
der Niederlande gewissen Beschränkungen zu unterwerfen, ohne den Absatz 
der für den Export bestimmten Waren zu beeinträchtigen. 

H Hinsichtlich der von Artikel 30 EWG-Vertrag erfaßten Einfuhrbeschränkun­
gen ist darauf hinzuweisen, daß — wie der Gerichtshof seit Erlaß des Urteils 
vom 20. Februar 1979 in der Rechtssache 120/78 (Rewe, Slg. 1979, 649) 
wiederholt festgestellt hat — Hemmnisse für den Binnenhandel der Gemein­
schaft, die sich aus den Unterschieden der nationalen Regelungen ergeben, in 
Ermangelung einer gemeinschaftlichen Handelsregelung hingenommen wer­
den müssen, soweit eine solche nationale, unterschiedslos für inländische und 
eingeführte Erzeugnisse geltende Regelung notwendig ist, um zwingenden 
Erfordernissen, unter anderem dem Erfordernis des Verbraucherschutzes 
und dem der Lauterkeit des Handelsverkehrs, gerecht zu werden. 

is Eine Regelung, die bestimmte Formen der Werbung und bestimmte Metho­
den der Absatzförderung beschränkt oder verbietet, kann — obwohl sie die 
Einfuhren nicht unmittelbar regelt — geeignet sein, das Einfuhrvolumen zu 
beschränken, weil sie die Absatzmöglichkeiten für die eingeführten Erzeug­
nisse beeinträchtigt. Es ist nicht auszuschließen, daß der für den betroffenen 
Unternehmer bestehende Zwang, sich entweder für die einzelnen Mitglied­
staaten unterschiedlicher Systeme der Werbung und Absatzförderung zu be-
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dienen oder ein System, das er für besonders wirkungsvoll hält, aufzugeben, 
selbst dann ein Einfuhrhindernis darstellen kann, wenn eine solche Regelung 
unterschiedslos für inländische und eingeführte Erzeugnisse gilt. 

i6 Daher ist zu prüfen, ob das Verbot des Systems des Verkaufs mit Zugaben, 
wie es sich aus den niederländischen Rechtsvorschriften ergibt, durch Erfor­
dernisse des Verbraucherschutzes und der Lauterkeit des Handelsverkehrs 
gerechtfertigt werden kann. 

i7 Wie sich insoweit aus den Akten ergibt, verfolgt die Wet Beperking Cadeau­
stelsel 1977 ein zweifaches Zieh Zum einen soll verhindert werden, daß die 
normalen Wettbewerbsverhältnisse durch Unternehmen gestört werden, die 
unentgeltlich oder zu sehr niedrigem Preis Waren anbieten, Um den Absatz 
ihres eigenen Warensortiments zu fördern; zum anderen soll der Ver­
braucherschutz durch die Herstellung größerer Markttransparenz gewährlei­
stet werden. 

is Es ist nicht zu verkennen, daß das Angebot von Zugaben als Mittel der Ab­
satzförderung bei den Verbrauchern einen Irrtum über die tatsächlichen 
Preise der Erzeugnisse bewirken und die Bedingungen eines auf Leistung be­
ruhenden Wettbewerbs verfälschen kann. Eine Regelung, die derartige Han­
delspraktiken aus diesem Grund beschränkt oder sogar verbietet, ist daher 
geeignet, zum Verbraucherschutz und zur Lauterkeit des Handelsverkehrs 
beizutragen. 

i9 Im Rahmen einer solchen Regelung bezieht sich die Frage des vorlegenden 
Gerichts insbesondere auf das Merkmal des Verwendungszusammenhangs, 
das im vorliegenden Fall dazu dient, den Anwendungsbereich einer der Aus­
nahmen zu bestimmen, durch die das grundsätzliche Zugabeverbot gelockert 
wird. 

20 Selbst wenn ein solches Merkmal in den Rechtsvorschriften anderer Mit­
gliedstaaten, namentlich Belgiens, fehlt, läßt sich nicht sagen, daß es nicht in 
einem Zusammenhang mit den vorgenannten Zielsetzungen der niederländi­
schen Regelung, und zwar insbesondere mit dem Bemühen um Markttrans­
parenz stünde, die aus Gründen des Verbraucherschutzes und der Lauterkeit 
des Handelsverkehrs für erforderlich gehalten wird. Mit der Verwendung 
eines solchen Merkmals zur Bestimmung des Anwendungsbereichs einer Aus-
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nähme vom Verbot der Gewährung von Zugaben überschreitet eine einzel­
staatliche Regelung somit nicht das zur Erreichung der genannten Ziele er­
forderliche Maß. 

21 Auf die vorgelegte Frage ist daher zu antworten, daß es einem Mitgliedstaat 
nach den Artikeln 30 und 34 EWG-Vertrag nicht verwehrt ist, auf aus einem 
anderen Mitgliedstaat stammende oder für einen anderen Mitgliedstaat be­
stimmte Erzeugnisse nationale Rechtsvorschriften anzuwenden, nach denen 
es untersagt ist, den Käufern eines Nachschlagewerkes zum Zwecke der Ab­
satzförderung Zugaben in Form von Büchern anzubieten oder zu gewähren, 
und nach denen eine Ausnahme von diesem Verbot voraussetzt, daß zwi­
schen der Zugabe und dem Erzeugnis, das dem Zugabeangebot zugrunde 
liegt, ein Verwendungszusammenhang besteht. 

Kos ten 

22 Die Auslagen der niederländischen, der deutschen und der dänischen Regie­
rung sowie der Kommission der Europäischen Gemeinschaften, die Erklä­
rungen vor dem Gerichtshof abgegeben haben, sind nicht erstattungsfähig. 
Für die Parteien des Ausgangsverfahrens ist das Verfahren vor dem Gerichts­
hof ein Zwischenstreit in dem bei dem vorlegenden Gericht anhängigen 
Rechtsstreit; die Kostenentscheidung ist daher Sache dieses Gerichts, 

Aus diesen Gründen 

hat 

DER GERICHTSHOF 

auf die ihm vom Gerechtshof Amsterdam mit Urteil vom 9. Oktober 1981 
vorgelegte Frage für Recht erkannt.' 

Einem Mitgliedstaat ist es nach den Artikeln 30 und 34 EWG-Vertrag 
nicht verwehrt, auf aus einem anderen Mitgliedstaat stammende oder für 
einen anderen Mitgliedstaat bestimmte Erzeugnisse nationale Rechtsvor­
schriften anzuwenden, nach denen es untersagt ist, den Käufern eines 
Nachschlagewerkes zum Zwecke der Absatzförderung Zugaben in Form 
von Büchern anzubieten oátr rv gewähren, und nach denen eine Aus-

4589 



SCHLUSSANTRÄGE DES HERRN VERLOREN VAN THEMAAT — RECHTSSACHE 286/81 

nähme von diesem Verbot voraussetzt, daß zwischen der Zugabe und 
dem Erzeugnis, das dem Zugabeangebot zugrunde liegt, ein Verwen­
dungszusammenhang besteht. 

Mertens de Wilmars Pescatore O'Keeffe Everling 

Mackenzie Stuart Bosco Koopmans Due Bahlmann 

Verkündet in öffentlicher Sitzung in Luxemburg am 15. Dezember 1982. 

Für den Kanzler 

J. A. Pompe 

Hilfskanzler 

Der Präsident 

J. Mertens de Wilmars 

SCHLUSSANTRÄGE DES GENERALANWALTS 
PIETER VERLOREN VAN THEMAAT 

VOM 22. SEPTEMBER 1982 » 
UND BESTÄTIGT IN DER SITZUNG VOM 9. DEZEMBER 1982 

Herr Präsident, 
meine Herren Richter! 

1. Einleitung 

1.1. Problemstellung 

Die Rechtssache Oosthoek zeigt einmal 
mehr, daß der Bereich, in dem Kartelle, 
unterschiedliche gesetzliche Marktrege­
lungen der einzelnen Mitgliedstaaten 
und Gemeinschaftsrecht zusammentref­
fen, ein Feld voller Fallgruben, Hürden, 
Fußangeln und Fallen ist. Einige dieser 
Komplikationen machen es nicht einfach, 
auf die dem Gerichtshof vom Gerechts­

hof Amsterdam gestellte Frage eine Ant­
wort zu geben, die Widersprüche zu der 
Tendenz der umfangreichen für diese 
Rechtssache relevanten Rechtsprechung 
des Gerichtshofes vermeidet. Ich gebe 
zunächst eine Übersicht über diese Kom­
plikationen: 

a) Die Firma Oosthoek's Uitgevers­
maatschappij BV (im folgenden: Oost­
hoek) ist ihren schriftlichen Erklärungen 
in dieser Rechtssache (Seite 10) zufolge 
in eine Grube gefallen, die die Vereni­
ging ter Bevordering van de Belangen 
des Boekhandels (Vereinigung zur För-

I — Aus dem Niederländischen übersetzt. 
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